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Das Interview
Heute: Stephan J. Kramer – Präsident des Amtes für Verfassungsschutz in Thüringen

Fortsetzung von Dezember 2017

Ende vergangenen Jahres ha
ben wir die Möglichkeit erhal
ten, uns mit dem Präsidenten 
des Thüringer Amtes für Ver
fassungsschutz, Stephan J. Kra
mer, zu einem Interview zu 
treffen. Im Ergebnis des sehr 
aufschlussreichen und offenen 
Gespräches ist ein doch etwas 
längeres Interview entstanden, 
welches wir aufgrund der Län
ge in zwei Teile untergliedert 
haben. Nachdem wir den ers
ten Teil in der vergangenen 
Ausgabe des POLIZEISPIEGELS 
veröffentlichten, möchten wir 
Ihnen nun auch den zweiten 
Teil des geführten Interviews 
nicht vorenthalten.

POLIZEISPIEGEL (PS): Wir haben 
bereits über rechtsextremisti
sche Entwicklungen in Thürin
gen und die diesbezügliche 
 Aufklärungsarbeit durch den 
Verfassungsschutz gesprochen. 
Doch ist es sicher nicht nur eine 
Aufgabe des Verfassungsschut
zes, hier aktiv zu werden. Da ist 
doch auch die Zusammenarbeit 
mit anderen Thüringer Behör
den und Einrichtungen not
wendig.

 < Verfassungsschutz  
ist  keine Hilfspolizei

Stephan J. Kramer (S. J. K.): 
Die Rollen und Befugnisse  
der einzelnen Akteure in der 
Sicherheitsbehördenstruktur 
richten sich nach gesetzlichen 
Maßstäben. Der Verfassungs
schutz ist dabei keine Hilfs
polizei und das Trennungs
gebot verbietet auch nicht 
jegliche Zusammenarbeit  
mit Polizei und Justiz. Jedes 
 Konkurrenzverhalten ist hier 
fehl am Platze. Hervorzuhe
ben sind beispielsweise zahl
reiche Informa tionsvorträge 
des Verfassungsschutzes an 
den Bildungseinrichtungen 
der Thüringer Polizei oder 

auch vor Justizvollzugs
beamten. 

Wir können als Verfassungs
schutz substanziell dazu bei
tragen, Gefährdungen zu 
 erkennen sowie deren Struk
turen und Netzwerke offenzu
legen. Somit die Voraussetzun
gen zu schaffen, damit Polizei 
und andere Behörden erfolg
reich tätig werden können. 
Und je besser die Zusammen
arbeit untereinander funktio
niert, desto erfolgreicher wird 
sie auch bei den Ergebnissen 
sein. Dies gilt im Übrigen nicht 
nur für den Rechtsextremis
mus, sondern für alle Gefähr
dungsbereiche des Extremis
mus auch in Thüringen.

 < Linksextremismus findet 
sich auch in Thüringen

PS: Spricht man vom Rechtsex
tremismus, liegt es natürlich 
nahe, auch vom politischen Ge
genüber, dem Linksextremis
mus, zu sprechen. Ist Thüringen 
davon verschont geblieben  
oder gibt es auch hier Entwick
lungen, welche Besorgnis her
vorrufen?

S. J. K.: Es geht nicht darum, 
Potemkinsche Dörfer aufzu
bauen, aber der Linksextremis
mus findet sich auch in Thürin
gen, wenn auch quantitativ 
nicht vergleichbar mit Rechts
extremismus und Islamismus. 
Da spreche ich nicht von Alt

 < Stephan J. Kramer
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?
kommunisten, welche sich 
noch immer alte und längst 
vergangene Zeiten zurückwün
schen. Im Übrigen ist das eine 
immer geringer werdende 
Gruppe, was nicht zuletzt auch 
am bereits hohen Alter vieler 
dieser Menschen liegt.

 < Aktives Potenzial  
unter  Autonomen und 
 Anarchisten

Wenn ich von Linksextremis
mus spreche, dann meine ich 
insbesondere die autonome 
Szene und den Bereich der An
archisten. Auch hier gibt es in 
Thüringen ein sehr aktives Po
tenzial, welches ebenfalls nicht 
autark agiert. Es bestehen 
durchaus Verbindungen in die 
Hochburgen nach Berlin, Ham
burg und Leipzig. Hier müssen 
wir feststellen, dass auch in 
diesem Bereich die Bereit
schaft zu Gewalttaten zuge
nommen hat. Gewalttaten ge
gen Sachen und Menschen, 
wie wir zuletzt in Hamburg 
 gesehen haben.

Die Zunahme zur Gewaltbe
reitschaft ist jedoch nicht nur 
bei Extremisten und dort ge
geneinander zu erkennen, son
dern mittlerweile ein gesamt
gesellschaftliches Problem. 
Gewalt wird auch immer öfter 
vom gemeinen Bürger als legi
times Mittel der politischen 
Auseinandersetzung gesehen. 
Eine gefährliche Verrohung, die 
nicht nur den Rechtsstaat im
mer öfter herausfordert.

PS: Sie sprachen davon das auch 
die islamistische Szene ein Ge
fährdungspotenzial in sich 
birgt. Wie beurteilen Sie die 
Entwicklung in Thüringen?

S. J. K.: Wir sollten uns sowohl 
vor Pauschalurteilen als auch 
naiver Träumerei hüten. Die 
Mehrzahl der in Thüringen le
benden Muslime sind friedli
che Bürger, die sich an die gel
tenden Gesetze halten und in 
unserer Mitte friedlich ihre ei

gene Religion und Kultur leben. 
Die große Mehrzahl der Flücht
linge ist vor den Islamisten in 
ihren Heimatländern geflohen 
und oftmals durch den Terror 
schwer traumatisiert. Sie ver
dienen unseren Schutz und 
 unsere Hilfe, bis sie wieder in 
ihre Heimat zurückkehren 
 können. 

Zur Wahrheit gehört aber 
auch, dass Radikalisierungen 
bis hin zu Terrorismusbezügen 
einzelner Personen und Grup
pen auch in Thüringen zu er
kennen sind. Das betrifft Per
sonen, die bereits hier lebten, 
und solche, die als Flüchtlinge 
ins Land gekommen sind. Auch 
Personen, die vor Monaten 
oder Jahren ausgereist sind, 
um in den Kriegsgebieten 
Dschihadisten zu unterstützen, 
und jetzt zurückkehren wollen 
oder es schon sind. Wer sich 
auf den Weg der Radikalisie
rung begibt, der muss wissen 
und spüren, dass unser Rechts
staat eine wehrhafte Gesell
schaft ist. 

Jeder Form von Radikalisierung 
müssen wir mit Prävention, 
Intervention und strafrechtli
cher Repression entschieden 
entgegentreten. Toleranz und 
Gleichgültigkeit werden in sol
chen Fällen nicht nur falsch 
verstanden, sondern als 
Schwäche interpretiert, und 
wirken als Katalysator für eine 
weitere Radikalisierung. Wir 
haben auch die Aufgabe, un
sere im Grundgesetz festge
schriebenen Werte, die für alle 
in diesem Land gleichermaßen 
gelten, für jeden verständlich 
und handhabbar zu kommuni
zieren. Wer die Grundrechte 
dazu missbraucht, beispiels
weise unter dem Deckmantel 
der Religionsfreiheit, die 
Gleichheit von Mann und Frau 
oder die Prinzipien der freiheit
lich demokratischen Grundord
nung zu missachten, der wird 
auf Dauer keine Zukunft in un
serer offenen Gesellschaft ha
ben.

 < Nicht alle unter General-
verdacht stellen

Das Praktizieren eines be
stimmten Glaubens darf 
selbstverständlich nicht dazu 
führen, Muslime unter Gene
ralverdacht zu stellen. Die vie
len Muslime, die ihren Glauben 
in Frieden und im Einklang mit 
unserer Gesellschaft leben, 
müssen – wie andere Religio
nen auch – umfassend unter
stützt werden.

PS: Aber es gibt eben auch die
jenigen, welche ihren Glauben 
unabhängig von den bei uns 
geltenden Gesetzen und Ge
pflogenheiten leben wollen. 
Wie schätzen Sie dieses Poten
zial ein?

S. J. K.: Diese Menschen gibt es 
leider auch in Thüringen, sei es 
das Kalifat oder andere Grup
pierungen, man darf da nicht 
wegschauen und muss deren 
Aktivitäten genau beobachten. 
Grundsätzlich gilt, dass unsere 
Grundwerte nicht verhandel
bar sind und das Grundgesetz 
als Maßstab für die Beurtei
lung jedweden Handelns ange
legt werden muss.

 < Zunehmende Radikalisie-
rung von Kindern

Spricht man von einer islamis
tischen und gewaltbereiten 
Szene, so denken viele an Män
ner, vor allem junge Männer, 
muslimischen Glaubens. Dies 
ist jedoch nur eine Seite der 
Medaille. Auch Frauen, welche 
ja für die Erziehung der Kinder 
maßgeblich verantwortlich 
sind, spielen im Prozess der Ra
dikalisierung und darüber hin
aus auch selbst als Unterstüt
zerinnen und Täterinnen, eine 
nicht unbedeutende Rolle im 
islamistischen Terrorismus.

Wir müssen beobachten, wie 
auch sie zunehmend zu Tätern 
werden und dazu beitragen, 
ihre Kinder zu radikalisieren 
und zu instrumentalisieren. 

Auch bei uns hat dieser Pro
zess eine neue Qualität er
langt. Für uns ist es wichtig, 
solche Strukturen aufzude
cken und vor allem Wege zu 
finden, solch instrumentali
sierte und deswegen miss
brauchte Kinder auch zu er
kennen und ihnen zu helfen.

Erkannte Probleme lassen sich 
nur in einer engen Zusammen
arbeit mit der Zivilgesellschaft 
lösen

Doch was geschieht, wenn wir 
solche Kinder erkannt haben, 
wie gehen wir mit ihnen um? 
Dieses Problem zu lösen, kann 
nicht die alleinige Aufgabe des 
Verfassungsschutzes sein. Viel
mehr bedarf es hier einer en
gen Zusammenarbeit zwischen 
Sicherheitsbehörden und der 
Zivilgesellschaft. Hier sind Ak
tivitäten im Bereich der Prä
vention genauso notwendig 
wie Angebote im Freizeitbe
reich und Zuwendung. Wer An
erkennung und Wertschätzung 
erfährt und noch dazu eine 
Perspektive hat, seine Le
bensträume auch nur teilweise 
verwirklichen zu können, der 
ist weniger anfällig für jede 
Form von Terrorismus. Voraus
setzung für eine erfolgreiche 
Arbeit auf diesem Gebiet ist 
jedoch auch die Akzeptanz da
für, dass wir zunehmend Prob
leme in diesem Bereich haben.

Hier möchte ich nochmals be
tonen, dass unsere Grundwer
te nicht verhandelbar sind und 
erst die Akzeptanz dieser – so 
wie sie in unserem Grundge
setz festgeschrieben sind, die 
Voraussetzung für eine unge
hinderte Religionsausübung 
bilden. Oder, um es in Anleh
nung an den Alten Fritz zu sa
gen, erst wenn diese Voraus
setzung geschaffen ist, dann 
möge jeder nach seiner FaÇon 
glücklich werden.

PS: Nun haben wir viel über 
mögliche Gefährdungen in 
 Thüringen gesprochen, dabei 
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?
 jedoch wenig über die Instituti-
on, welcher Sie vorstehen, ge-
sagt. Ohne die Tätigkeit des 
Verfassungsschutzes wären wir 
wohl bei vielen Gefährdungen 
wesentlich unwissender. Nach-
dem Sie nun zwei Jahre diesem 
Amt vorstehen, würde uns Ihr 
Blick auf die Arbeit in Ihrer Be-
hörde interessieren.

S. J. K.: Es ist auch uns nicht 
verborgen geblieben, dass die 
Arbeit des Verfassungsschut-
zes in Thüringen eher kritisch 
und mit Misstrauen verfolgt 
wird. Eine Entwicklung, zu der 
wir auch einen nicht unerhebli-
chen Teil beigetragen haben. 
Ich erinnere da nur an die un-
sägliche Rolle im NSU-Skandal. 
Da haben besonders der Ver-
fassungsschutz, aber auch an-
dere Sicherheitsbehörden und 
die Politik versagt. Ein Versa-
gen, das besonders schwer 
wiegt, denn es hat Menschen-
leben gekostet.

 < Verfassungsschutz ist 
 keine Meinungspolizei

Die Sicht der Bevölkerung in 
Thüringen auf unsere Arbeit, 
ist aber auch durch die Vergan-
genheit in der DDR und dort 
mit der Staatssicherheit ge-
prägt. Diese wurde in erster 
Linie dadurch wahrgenommen, 
dass sie ihre eigenen Bürger 
und deren Meinungen ausspio-
nierte. Die Stasi diente als Un-
terdrückungsinstrument und 
schützte die Obrigkeit vor der 
eigenen Bevölkerung.

Der Verfassungsschutz ist da-
mit in keinster Weise zu ver-
gleichen, und ich möchte be-
tonen, dass wir weder ein 
Geheimdienst noch eine Mei-
nungspolizei sind. Unsere Auf-
gabe besteht darin, Bestrebun-
gen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung 
zu erkennen und sich entwi-
ckelnde Netzwerke offenzule-
gen. Die in diesem Prozess ge-
wonnenen Erkenntnisse stellen 
wir dann der Politik, der Öf-

fentlichkeit und den anderen 
Sicherheitsbehörden zur Verfü-
gung. Diese müssen dann über 
konkrete Maßnahmen und de-
ren Umsetzung entscheiden.

Unsere Demokratie gewährt 
auch ihren Feinden Grund-
rechte, wie etwa die Mei-
nungs- und Versammlungs-
freiheit. Trotzdem ist unsere 
Demokratie nicht wehrlos. Der 
Verfassungsschutz ist ein Ins-
trument dieser wehrhaften 
Demokratie. Insbesondere um 
hinter die Fassade von konspi-
rativ und subversiv handeln-
den Gruppen zu schauen und 
deren wahre Bestrebungen 
gegen die freiheitlich demo-
kratische Grundordnung zu 
enttarnen, ist es uns erlaubt, 
auch nachrichtendienstliche 
Mittel unter ganz bestimmten 
gesetzlichen Voraussetzungen 
anzuwenden. 

Die überwiegende Mehrheit 
unserer Erkenntnisse, etwa 80 
Prozent, stammen aus öffentli-
chen Quellen. Etwa 20 Prozent 
unserer Erkenntnisse kommen 
mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln zustande. Um diese 
Quellen nicht zu gefährden, 
gibt es auch einen geheimen 
Bereich unserer Arbeit. Fehler 
der Vergangenheit gilt es dabei 
zu vermeiden. 

 < So viel Transparenz wie 
möglich und so viel Ge-
heimhaltung wie nötig

Auch haben wir erkannt, dass 
unsere Arbeit von vielen Bür-
gerinnen und Bürgern als eine 
Tätigkeit im Verborgenen, qua-
si in einer Blackbox, empfun-
den wird. Da bleibt immer 
auch Raum für die wildesten 
Spekulationen und Verschwö-
rungstheorien, welche beim 
genaueren Hinschauen eben 
nur solche sind und wie Seifen-
blasen zerplatzen. Wir sind bei 
unserer Arbeit aber auf Akzep-
tanz und Vertrauen in der 
Bevölkerung angewiesen. Um 
verlorenes Vertrauen wieder-

zuerlangen, findet auch ein 
Mentalitätswandel im Verfas-
sungsschutz statt.

So arbeiten wir heute nach 
dem Prinzip: so viel Transpa-
renz wie möglich, und so we-
nig Geheimhaltung wie nötig!  
Das wir nicht ganz ohne Ge-
heimhaltung auskommen, 
wird wohl auch jeder im Poli-
zeidienst Tätige nachvollzie-
hen können. Würden im Falle 
von Ermittlungen alle Schritte 
gleich öffentlich und für jeden 
zugänglich bereitgestellt, läge 
die Aufklärungsquote wohl 
bei null.

PS: Das ist durchaus nachvoll-
ziehbar. Aber lassen Sie uns zum 
Abschluss noch auf einen Punkt 
kommen. Die Welt hat sich ver-
ändert, sie ist digitalisiert und 
es haben sich neue Strukturen 
herausgebildet. Strukturen, wel-
che natürlich auch von poten-
ziellen Gefährdern genutzt wer-
den. Sehen Sie sich für diese 
Anforderungen genügend aus-
gerüstet?

 < Mit unserer Ausrüstung 
sind wir näher an der 
 Steinzeit

S. J. K.: Da sprechen Sie einen 
Punkt an, der mir auch sehr 
am Herzen liegt. Sie haben 
recht, die Welt hat sich grund-
legend verändert. Dies sowohl 
analog als auch digital. Unse -
re Sicherheitsarchitektur und 
unsere Befugnisse sind teil-
weise 50 Jahre alt. Mit unse-
ren Möglichkeiten zur Auf-
klärung befinden wir uns 
teilweise nicht auf der Höhe 
des Machbaren und Notwen-
digen. Sicher wird gleich der 
Einwurf kommen, dass man 
doch nicht zu viel abhören 
oder, sagen wir es besser, digi-
tal nachverfolgen soll. Doch 
wie soll eine ordentliche Er-
kennung oder Aufklärung er-
folgen, wenn mögliche Ge-
fährder uns immer einen 
Schritt voraus sind. Das ist 
nicht zu realisieren.

Und wenn eine Gesellschaft 
nachhaltig geschützt werden 
soll, ist dies nur mit den ent-
sprechenden Mitteln möglich. 
Aber allein die elektronische 
Ausstattung löst die aufgelau-
fenen Probleme auch nicht. 
Zum Einsatz der Technik sowie 
der Auswertung der gewonne-
nen Erkenntnisse benötigt man 
auch das dazugehörige Perso-
nal. Dieses steht uns momen-
tan nicht in dem erforderlichen 
Maße zur Verfügung. Allein um 
die anstehenden Aufgaben zu 
erfüllen, bräuchten wir min-
destens 13 weitere Mitarbeiter 
in unserem Hause. Aber hier ist 
die Politik gefragt, die auch die 
entsprechenden Planstellen 
schaffen muss.

Lassen Sie mich zum Abschluss 
noch zwei Dinge besonders be-
tonen. Erstens: Sicherheit und 
Freiheit sind keine Gegensätze, 
sondern sie bedingen sich. 
Ohne Sicherheit haben wir kei-
ne Freiheit. Zweitens: Auch 
wenn sich gerade viele Bürge-
rinnen und Bürger große Sor-
gen um unser Land und unsere 
Demokratie machen, so blicke 
ich zuversichtlich in die Zu-
kunft. Bundeskanzler Willy 
Brandt sagte 1969 in einer Re-
gierungserklärung, als es um 
die Existenz der Demokratie 
ging, und das gilt heute mehr 
denn je: „Unsere Demokratie 
ist nicht am Ende, sondern sie 
fängt jetzt erst richtig an!“

PS: Vielen Dank für dieses auf-
schlussreiche, interessante und 
offene Gespräch. Ihnen sowie 
den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Thüringer Verfas-
sungsschutzes wünschen wir 
bei der Umsetzung der an-
spruchsvollen Aufgaben auch 
für die Zukunft viel Erfolg. Dies 
nicht zuletzt auch im Interesse 
einer demokratischen und frei-
en Gesellschaft, in der wir auch 
in Thüringen gerne leben 
möchten.

Das Gespräch führte  
Roland Spitzer
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INFORMATION ...
zur Bescheinigung der im Jahr 2017 gezahlten 
Mitgliedsbeiträge zur Vorlage beim Finanzamt

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wie jedes Jahr mehren sich in 
unserer Geschäftsstelle zum 
Jahresbeginn die Anfragen 
nach einer Bescheinigung der 
gezahlten Mitgliedsbeiträge 
zur Vorlage beim Finanzamt. 
Aus diesem Grund hier noch 
einmal folgende Hinweise:

Aufgrund der ansonsten ent-
stehenden Kosten erfolgt wie 
in den letzten Jahren kein au-
tomatischer Versand der Bei-
tragsbescheinigung!

Wer eine Beitragsbescheini-
gung benötigt, kann diese 
schriftlich oder telefonisch 
über unsere Landesgeschäfts-
stelle anfordern. Ebenso ist die 
Anforderung per E-Mail bei der 
Geschäftsstelle (dpolg@dpolg-
thueringen.de) oder beim 
Schatzmeister (schatzmeister 

@dpolg-thueringen.de) mög-
lich.

Bei der Anforderung bitte an-
geben, ob die Beitragsbeschei-
nigung im Original benötigt 
wird oder der Versand per 
 E-Mail (PDF-Dokument) erfol-
gen kann. Für den Postversand 
bitte die aktuelle Wohnan-
schrift mit angeben, da nach 
unserer Erfahrung die hier vor-
handene Adresse nicht im- 
mer korrekt ist. So werden 
 gegebenenfalls unnötige Ver-
zögerungen vermieden. Für 
den Versand per E-Mail benöti-
gen wir dementsprechend eine 
aktuelle E-Mail-Adresse.

Wir bitten schon im Voraus um 
Verständnis, dass die Beitrags-
bescheinigung nicht in jedem 
Fall sofort erstellt und ver-
sandt werden kann. Wir sind 
aber bestrebt, alle Anfragen 

innerhalb von 14 Tagen zu erle-
digen. Wird also eine Beschei-
nigung zu einem bestimmten 
Zeitpunkt benötigt, bitte 
rechtzeitig anfordern.

In diesem Zusammenhang 
möchte ich daran erinnern, 
dass sich die Höhe unserer 
 Mitgliedsbeiträge nach der 
 jeweiligen Besoldungs- bezie-
hungsweise Entgeltgruppe des 
Mitglieds richtet und jedes Mit-
glied verpflichtet ist, Änderun-
gen dieser Angaben zu  melden. 
Dies ist insbesondere für die 
Inanspruchnahme unserer Ser-
viceangebote (Versicherungs-
leistungen) von Bedeutung, da 
diese nur bei ordnungsgemä-
ßer Beitragszahlung gewährt 
werden. 

Soweit sich bei Ihnen in den 
letzten Monaten/Jahren in 
 dieser Hinsicht oder auch bei 
anderen Angaben (Wohnan-
schrift, Dienststelle, Bank- 
verbindung ...) Änderungen er-
geben haben und diese gege-

benenfalls noch nicht gemel-
det wurden, können Sie dies 
jederzeit nachholen und Ihre 
Daten aktualisieren. Als An-
sprechpartner stehen die je-
weiligen Kreisvorsitzenden 
 sowie unsere Landesgeschäfts-
stelle zur Verfügung. Gern kön-
nen Sie entsprechende Infor-
mationen auch per E-Mail mir 
direkt zusenden. Die Adresse 
lautet: schatzmeister@dpolg-
thueringen.de

Steffen Mikosch, 
Schatzmeister     

 < Stefan Mikosch
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 < Kurz notiert ... 

300 Neueinstellungen  
rücken in weite Ferne

Noch im Herbst wurde medien-
wirksam seitens des TMIK an-
gekündigt, dass zur Behebung 
der prekären Personalsituation 
mit sofortiger Wirkung jährlich 
300 neue Kolleginnen und Kol-
legen zur Ausbildung am Mei-
ninger Bildungszentrum einge-
stellt werden. Leider ist es bei 
dieser Ankündigung geblieben. 
Statt der 300 neuen Kollegin-
nen und Kollegen begannen 
nur 200 im vergangenen Herbst 
eine Ausbildung für den Polizei-
dienst.

Auch in diesem Jahr werden es 
statt der 300 nur 260 junge 
Menschen sein, welche eine 
Ausbildung in Meiningen be-

ginnen werden. Die zusätzli-
chen 60 neuen Anwärter sollen 
dabei diejenigen kompensie-
ren, welche in den vergange-
nen Jahren ihre Ausbildung aus 
den verschiedensten Gründen 
nicht abschlossen beziehungs-
weise sich dafür entschieden, 
ihren Dienst in einem anderen 
Bundesland anzutreten.

Für uns als DPolG ist dies nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein 
und wird bei Weitem nicht dazu 
beitragen, den durch Pensionie-
rungen anhaltenden Personal-
abbau zu stoppen. Um hier eine 
nachhaltige Kehrtwende einzu-
leiten, sehen wir es als notwen-
dig an, in den kommenden Jah-
ren jährlich 500 Kolleginnen und 
Kollegen neu einzustellen. Wir 

werden bei diesem Thema am 
Ball bleiben und Euch über den 
weiteren Fortgang auf dem Lau-
fenden halten.

Rechtsschutz erst nach  
Zusage durch die DPolG

Auch in diesem Jahr bieten wir 
unseren Mitgliedern einen um-
fassenden Rechtsschutz. Wir 
möchten aus gegebenem Anlass 
jedoch darauf verweisen, dass 
dieser erst nach einer Zusage 
durch die DPolG wirksam wird, 
und die Kosten entsprechend 
dieser übernommen werden 
können.

Leider kommt es immer wieder 
vor, dass Kollegen/Kolleginnen 
ohne eine entsprechende Zusa-
ge einen Anwalt ihrer Wahl mit 

der Wahrnehmung ihrer Inter-
essen beauftragen. Hier möch-
ten wir darauf verweisen, dass 
bis zu einer Zusage zur Über-
nahme der Kosten seitens eines 
unserer Vertragspartner das 
Risiko zur Begleichung der ent-
stehenden Anwalts- und even-
tuellen Gerichtskosten bei den 
Kollegen verbleibt, welche ei-
nen Rechtsbeistand beauftragt 
haben. Selbst wenn Eile im Ver-
fahren geboten ist, ist ein 
Rechtsschutzantrag zu stellen 
und eine Kostenzusage durch 
die DPolG abzuwarten.

Dabei bleibt es den betreffen-
den Kolleginnen und Kollegen 
natürlich unbenommen, auf 
eigene Kosten einen Rechtsbei-
stand zu bestellen.
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